
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die Amtliche Sammlung!

Nein
Nein
Nein

Gesetz: BAT §§ 22, 23; Anlage 1 a Nr. 5 der Vorbemerkungen zu
allen Vergütungsgruppen; VergGruppen V a Fallgruppe 1, 
IV b Fallgruppe 21, IV a Fallgruppe 10 und III Fall­
gruppe 2 (Lehrkraft an Technischer Schule der Bundes­
luftwaffe) ; TVG § 4 Abs. 5> ZPO §§ 253 und 256

Leitsätze:

>
k e i n e
(vgl. Urteil 4 AZR 225/74 vom 26• Februar 1975)

Aktenzeichen: 4 AZR 227/74- 
Urteil des BAG vom 26. Februar 1975 LAG München
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4- AZR 227/74-
4- a (5) Sa 564-/73 München 
Verkündet
am 26. Februar 1975
gez. Mißler,
Angestellter
als TJrkundsbeamterder Geschäftsstelle

In Sachen

PP

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 26. Februar 1975 durch den Vorsitzenden 
Richter Dr. Poelmann, die Richter Dr. Neumann und Dr. Feiler 
sowie die ehrenamtlichen Richter Willems und Dr. Babel für Recht 
erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts München vom 15» Februar 1974- 
- 4- a (5) Sa 564-/73 - aufgehoben.
Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und Ent­
scheidung an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

w e g e n !
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Tatbestand:

Nach, dem Besuch der Volksschule und Volks-Fortbildungsschule 
sowie der Ableistung des Wehrdienstes war der der Gewerkschaft ÖTV 
angehörende Kläger von Januar 194-9 bis August 1950 zu® Sprachen­
studium in England. Bis 1955 arbeitete er als Mechaniker im A - 
werk in K . Während der Jahre 1953 bis 1954- vervollkomm-
nete er an der Volkshochschule K seine englischen Sprach-
kenntnisse. In der Folgezeit war er bei den amerikanischen Streit­
kräften auf dem Flughafen K als Fernsprechinstallateur
und Bodenfunktechniker tätig. In den Jahren 1933 - ^957 wurde er 
als Lehrer für Radargeräte ausgebildet und legte eine entsprechende 
Abschlußprüfung ab. Seit dem 14. Dezember 1957 steht der Kläger 
im Dienste der Beklagten an der Technischen Schule der Bundesluft­
waffe in K als Lehrer für Flugmelde- und Flugsicheruiügs-
impulsgeräte. In der Gestaltung des Unterrichts ist der Kläger frei. 
Der von ihm auszubildende Personenkreis setzt sich vorwiegend aus 
Feldwebeln, Stabsfeldwebeln, Offizieren, Beamten des flugsiche­
rungstechnischen Dienstes und technischen Angestellten der Ver­
gütungsgruppen VIb bis V a BAT zusammen. Der Kläger bezieht Ver­
gütung nach der Vergütungsgruppe IV b BAT.

Zu den Aufgaben des Klägers gehören:
a) Erteilung von Fachunterricht über Funktionstheorie von 

Flugsicherungs-Radar- bzw. Flugsicherungsnavigations­
geräten (TACAN) nach Durcharbeiten von Lehrstoff im 
Selbststudium, nach Einweisung und nach Teilnahme an 
Lehrgängen über bisher nicht gelehrte Geräte; Erläute­
rungen von Schaltelementen und technischen Vorgängen 
aus den Stoffgebieten Grundlagen der Elektronik, Grund­
lagen der Funktechnik und Grundlagen der Impulstechnik, 
soweit sie die jeweilige Funktionstheorie betreffen 
und erkennbar von den Schülern noch nicht beherrscht 
werden.

b) Erteilung von praktischem Unterricht am Gerät mit Ab­
gleich der einzelnen Stufen auf optimalen Leistungs­
ausgang, mit Messungen unter Verwendung elektronischer 
Meß- und Prüfgeräte, mit Ausbau und Wechsel von Bau­
elementen, mit Einbau von Fehlern für die praktische Fehlersuche und deren Beseitigung, mit Erläuterung 
der erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen zur Unfall­
verhütung.

c) Durchführung von theoretischen und praktischen Prüfun­
gen der Schüler und der Erteilung der Benotung gern. 
Rahmenprüfungsordnung.
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d) Mitwirkung bei der Auswahl und Überprüfung von Schülern 
für die Lehrersuchkartei.

e) Mitwirkung bei der Verwaltung und Wartung der Radar­
geräte, der Meß- und Prüfgeräte.

f) Beseitigung von Fehlern in FS-Radargeräten und deren 
Überprüfung auf Funktionsfähigkeit für den Lehrbetrieb.

g) Erstellung von Lehrunterlagen für Lehr- und Schüler- 
personal.

h) Mitwirkung bei der Führung von Klassenbüchern und 
deren Auswertung.

i) Mitwirkung bei der Wartung des FS-Lehr gerät es.
j) Selbständige und verantwortliche Gestaltung des Unter­

richts anhand von Lehrstoffgliederungen und Ausbildungs- 
Programmen, selbständige Bewertung und Beurteilung
der Lehrgangsteilnehmer anhand von Prüflingsbestimmungen 
in der FS-Impulsgerätetechnik.

Die Parteien haben einen Vorprozeß geführt (1 Ca* 81/61 kfb 
Arbeitsgericht Kempten), in dem der Kläger festzustellen be­
gehrt hatte, daß die Beklagte verpflichtet ist, an ihn ab 1. Ja­
nuar 1958 Vergütung nach der VergGr. IV b TO.A zu zahlen. In 
diesem Vorprozeß schlossen die Parteien am 29« März 1962 einen 
Prozeßvergleich, in dem es heißt:

"1. Die Beklagte verzichtet auf die Rechte aus dem Ver- 
säumnisurteil vom 21.12.1961.

2. Die Beklagte verpflichtet sich, dem Kläger unter An­
rechnung der an ihn entrichteten Vergütung nach der 
Vergütungsgruppe VI b für die Zeit ab 1.1.1960 Ver­
gütung nach Vergütungsgruppe V b zu zahlen.

3. Damit sind die Ansprüche aus der Klage vom 20.4.1961 
abgegolten. ..."

Mit der Klage hat der Kläger die Feststellung der Ver­
pflichtung der Beklagten begehrt, an ihn ab 1. Juli 1970 Ver­
gütung nach der Vergütungsgruppe III BAT zu zahlen. Er hat vor­
getragen, sowohl aufgrund seiner Organisationszugehörigkeit als 
auch nach seinem Arbeitsvertrag hätten für ihn die Bestimmungen 
des BAT sowie die diesen ergänzenden und abändernden Tarif­
normen Gültigkeit. Zu den anzuwendenden Bestimmungen gehörten 
auch die Richtlinien der Tarifgemeinschaft Deutscher Länder 
über die Einreihung der im Angestelltenverhältnis tätigen Lehrer 
vom 25* Juni 1970 in Verbindung mit den dazu ergangenen Erlassen 
des Bundesverteidigungsministeriums. Vergleichbare Lehrkräfte

©
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bei der Bundesanstalt für Flugsicherung in M , die die­
selbe Lehrtätigkeit wie er verrichteten, seien Beamte der Besol­
dungsgruppen A 11 bis A 15« Die von ihm ausgebildeten Schüler 
würden durchweg nach Ablegung der Prüfung nach den Vergütungs­
gruppen IV b und IV a BAT höhergruppiert. Schon im Hinblick dar­
auf erscheine seine eigene Vergütung unbillig. Bei der Vereinba­
rung der Tarifnormen für den Dienstbereich des Bundesverteidigungs­
ministeriums hätten die Tarifvertragsparteien übersehen, daß es 
auch dort angestellte Lehrkräfte gebe wie etwa im Bereiche der 
Bundesanstalt für Flugsicherung. Insoweit bestehe daher eine Tarif­
lücke, die von den Gerichten unter Heranziehung der allgemeinen 
tariflichen Tätigkeitsmerkmale zu schließen sei. Zu berücksichtigen 
sei dabei, daß er auch bei den Prüfungen seiner Schüler mitwirke. 
Zumindest nach den tariflichen Bestimmungen über den Bewährun^s- 
aufstieg habe er Anspruch auf die geltend gemachte Vergütung.

Der Kläger hat beantragt,
festzustellen, daß die vom Kläger ausgeübte Tätigkeit 
seit dem 1. Juli 1970 der Vergütungsgruppe BAT III 
entspricht, und die Beklagte zu verurteilen, "den 
Kläger ab 1. Juli 1970 in diese Vergütungsgruppe ein­
zustufen" .

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und erwidert, der 
Klageforderung stehe schon der im Vorprozeß der Parteien abge­
schlossene Prozeßvergleich entgegen. Abgesehen davon falle der 
Kläger als Lehrer nicht unter die Anlage 1 a zum BAT. Daher seien 
für seine Vergütung, wie auch der Kläger selbst annehme, die 
Richtlinien der Tarifgemeinschaft Deutscher Länder über die Ein­
reihung der im Angestelltenverhältnis stehenden Lehrer vom 25» Juni 
1970 heranzuziehen. Hiernach sei der Kläger jedoch zutreffend ein­
gruppiert. Aus dem Tarifvertrag für Angestellte des Flugsicherungs- 
diensbes bei der Bundesanstalt für Flugsicherung vom 25- März 1966 
könne der Kläger keine Rechte herleiten, da dieser Tarifvertrag 
am 50. Juni 1969 außer Kraft getreten sei. Aber auch der Tarif­
vertrag für Angestellte des militärischen Flugsicherungsdienstes 
vom 18. November 1969 komme für den Kläger nicht in Betracht, weil 
er Lehrer und deswegen aus der Anlage 1 a zum BAT ausgenommen sei.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen und den Streit­
wert auf 21.600,—  DM festgesetzt. Das Landesarbeitsgericht hat 
die Berufung des Klägers zurückgewiesen.
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Mit der Revision verfolgt der Kläger sein Klagebegehren 
weiter. Die Beklagte beantragt Zurückweisung der Revision.

Entscheidungsgründe:
Die Revision ist begründet und führt zur Aufhebung des 

angefochtenen Urteils.
Zwar hat der Kläger nach dem Inhalt seines Klageantrages 

ausdrücklich u.a. die Feststellung der Verpflichtung der Be­
klagten begehrt, ihn ab 1. Juli 1970 in die VergGr. III BAT 
"einzustufen", was für sich allein ein unzulässiges Klage­
begehren darstellt, weil es nach dem BAT einen Rechtsanspruch 
auf "Eingruppierung" nicht gibt, sondern sich die Vergütung 
des Angestellten nach der von ihm auszuübenden Tätigkeit 
richtet (§§ 22, 23 BAT). Bei Berücksichtigung des klägerischen 
Sachvorbringens sowie seiner zu Protokoll des Landesarbeits­
gerichts gegebenen diesbezüglichen Erklärungen ist jedoch er­
sichtlich, daß der Kläger eine der im öffentlichen Dienst 
allgemein üblichen Eingruppierungsfeststellungsklagen hat er­
heben wollen mit dem Ziele der Feststellung der Verpflichtung 
der Beklagten, an ihn ab 1. Juli 1970 Vergütung nach der 
VergGr. III BAT zu zahlen. Gegen den in dieser Weise ausge­
legten Klageantrag bestehen daher auch, wie das Landesarbeits­
gericht unter Hinweis auf die entsprechende Rechtsprechung 
des Senats mit Recht ausführt, prozeßrechtliche Bedenken weder 
aus § 253 ZPO noch aus § 256 ZPO (vgl. BAG AP Nr. 70, 69» 39 
und 56 zu §§ 22, 23 BAT, AP Nr. 1 zu §§ 22, 23 BAT Sparkassen­
angestellte, AP Nr. 3 zu § 157 BGB, auch zur auszugsweisen 
Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung vorgesehen, AP Nr. 1 
zu § 1 TVG Tarifverträge: Bundesbahn, auch Urteil des Senats 
vom 12. Februar 1975 - 4- AZR 219/74- -, zur Veröffentlichung 
im Nachschlagewerk vorgesehen).

Zutreffend nimmt das Landesarbeitsgericht an, daß ent­
gegen der Meinung der Beklagten der in dem Vorprozeß von den 
Parteien abgeschlossene Prozeßvergleich einer erneuten Sach­
entscheidung im vorliegenden Rechtsstreit nicht entgegensteht, 
weil dieser Vergleich nur die damalige Klageforderung betraf 
und der Kläger, nachdem er damals auf Feststellung der Ver­
pflichtung der Beklagten, an ihn Vergütung nach der VergGr. IV 1
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zu zahlen, geklagt hatte, nunmehr Vergütung nach der VergGr. III 
BAT verlangt, wogegen keinerlei prozeßrechtliche Bedenken "be­
stehen, weil es um einen anderen Streitgegenstand geht (vgl. BAG 
23, 34-3 = AP Nr. 13 zu § 322 ZPO); dafür spricht vorliegend auch 
der Umstand, daß es zur Zeit des Vorprozesses der Parteien noch 
keine tariflichen Bestimmungen über den Bewährungsaufstieg ga"b, 
auf die der Kläger nunmehr sein neues Klagebegehren u.a. stützt.

Zur Hauptsache führt das Landesarbeitsgericht weiter mit 
Recht aus, daß zwischen den Parteien aufgrund entsprechender 
Tarifbindung bis zu ihrem Außerkrafttreten am 34• Dezember 1969 
der BAT und dessen Anlage 1 a und in der Folgezeit deren Rechts­
normen mit den Wirkungen des § 4- Abs. 5 TVG nachwirkend gegolten 
haben.

In revisionsrechtlich nicht zu beanstandender Weise geht Hdas 
Landesarbeitsgericht im Rahmen seines Beurteilungsspielraumes 
weiter davon aus, daß beim Kläger eine einheitlich zu bewertende 
Gesamttätigkeit vorliegt, was freilich vom Landesarbeitsgerieht 
nicht näher begründet wird. Das Pehlen einer Begründung dafür 
ist jedoch unschädlich, weil vorliegend für die Annahme einer ein­
heitlich zu bewertenden Gesamttätigkeit mehrere Umstände sprechen, 
so insbesondere die praktische Übung in der Luftwaffenschule, an 
der der Kläger tätig ist, der enge Zusammenhang aller dem Kläger 
übertragenen Aufgaben sowie der Umstand, daß alle diese viel­
fältigen Aufgaben, z.B. die Wartung der Geräte und des Unterrichts­
materials sowie seine Mitwirkung bei den Prüfungen, im Zusammen­
hang mit seiner Lehrtätigkeit dem Kläger in ihrer Gesamtheit über­
tragen worden sind (vgl. Urteile des Senats vom 16. Oktober 1974- 
- 4- AZR 1/74- -, [demnächst] AP Nr. 81 zu §§ 22, 23 BAT, 11. De­
zember 1974- - 4- AZR 91/74- -, [demnächst] AP Nr. 82 zu §§ 22, 23 
BAT, sowie vom 9* November 1973 - 4- AZR 27/73 [demnächst] AP 
Nr. 77 zu §§ 22, 23 BAT, auch zur Veröffentlichung in der Amt­
lichen Sammlung vorgesehen).

Weiterhin führt das Landesarbeitsgericht aus, der Kläger sei 
als Lehrer tätig und würde daher nur dann von der Anlage 1 a zum 
BAT erfaßt, wenn es darin für ihn besondere tarifliche Tätigkeits­
merkmale gäbe. Da das aber nicht der Fall sei, komme die Anlage 
1 a zum BAT für den Kläger überhaupt nicht zur Anwendung. Weil

-  7 -
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die Herausnahme der Lehrer aus der Anlage 1 a zum BAT von den 
Tarifvertragsparteien bewußt vorgenommen worden sei, komme in­
soweit eine Lückenausfüllung durch die Gerichte nicht in Be­
tracht. Der Gleichbehandlungsgrundsatz sei dem Kläger gegenüber 
nicht verletzt worden. Erlasse des Bundesverteidigungsministe­
riums schieden als Anspruchsgrundlage schon deswegen aus, weil 
durch sie keine privatrechtlichen Ansprüche begründet werden 
könnten. Nach den Richtlinien der Tarifgerneinschaft Deutscher 
Länder vom 25« Juni 1970 über die Vergütung der Lehrkräfte sei 
die Klage gleichfalls nicht begründet.

Diesen Ausführungen des Landesarbeitsgerichts kann, obwohl 
sie in Einzelpunkten zutreffend sind, weitgehend und auch im 
Ergebnis nicht gefolgt werden.

Nach Nr. 5 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen 
gilt die (inzwischen als Tarif außer Kraft getretene und nur 
noch nach § 4- Abs. 5 TVG nachwirkende) Anlage 1 a zum BAT nicht

"für Angestellte, die als Lehrkräfte beschäftigt sind, 
soweit nicht ein besonderes Tätigkeitsmerkmal ver­
einbart ist".

Hieraus schließen in Übereinstimmung mit beiden Prozeßparteien 
sowohl das Arbeitsgericht als auch das Landesarbeitsgericht, 
da der Kläger "Lehrkraft" sei und es für derartige Lehrkräfte 
keine besonderen Tätigkeitsmerkmale gebe, komme die Anlage 1 a 
zum BAT nicht zur Anwendung.

Diese Rechtsauffassung ist unzutreffend. Zwar ist nach 
dem bloßen TarifWortlaut und der Verwendung des unpräzisen, 
allgemeinen Wortes "Lehrkraft" durch die Tarifvertragsparteien 
mit dem Landesarbeitsgericht der rechtliche Schluß möglich, 
■unter "Lehrkräften" im Sinne der Nr. 5 der Vorbemerkungen zu 
allen Vergütungsgruppen seien alle Angestellten zu verstehen, 
die irgendwie im öffentlichen Dienst Lehraufgaben bzw. Aus­
bildungsfunktionen wahrnehmen. Diese extensive Auslegung des 
Rechtsbegriffes der "Lehrkräfte" verbietet sich vorliegend 
jedoch sowohl nach dem Sinn und Zweck der Vorschrift als auch 
nach dem inneren Zusammenhang der Bestimmungen der gemäß § 4 
Abs. 5 TVG nachwirkenden Rechtsnormen der Anlage 1 a zum BAT 
sowie der hier besonders wesentlichen Tarifgeschichte.
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Bis zum Inkrafttreten des Tarifvertrages über den Bewährungs- 
aufstieg für Angestellte des Bundes und der Länder am 1. Januar 
1966 galten nämlich lediglich die Tätigkeitsmerkmale der alten 
Vergütungsgruppen I a bis III nicht für im Angestelltenverhältnis 
beschäftigte Lehrkräfte (vgl. § 4 des Dritten Änderungstarif­
vertrages zum BAT vom 8. November 1962). Erst mit dem Inkrafttreten 
des Tarifvertrages über den Bewährungsaufstieg wurden dann, und 
zwar infolge der stark unterschiedlichen Besoldung der beamteten 
Lehrer in den einzelnen Bundesländern, die im Angestelltenverhält­
nis stehenden Lehrkräfte insgesamt aus der Anlage 1 a zum BAT 
herausgenommen, soweit diese nicht besondere Tätigkeitsmerkmale 
dafür enthält. Schon daraus ist ersichtlich, daß nach dem - frei­
lich in Nr. 5 der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen nur 
unvollkommen ersichtlichen - Willen der Tarifvertragsparteien ,aus 
der Anlage 1 a zum BAT nicht alle Angestellten mit Lehr- und Un­
terricht sauf gaben herausgenommen werden sollten, sondern nur solche, 
bei denen die Vermittlung von Kenntnissen und Fertigkeiten im 
Rahmen eines Schulbetriebes für die Tätigkeit maßgeblich ist (vgl. 
BAG AP Nr. 4-8 zu §§ 22, 23 BAT, auch Clemens-Scheuring-Steingen- 
Görner-Opalke-Wiese, BAT, Hauptband II, Teil II BL Anm. 4). Damit 
ist jedoch nur der Schulbetrieb der den Schulgesetzen der Bundes­
länder unterliegenden allgemeinbildenden und berufsbildenden 
Schulen gemeint, wobei der Senat vom allgemeinen verwaltungs­
rechtlichen Schulbegriff ausgeht, wonach unter "Schule" eine Ein­
richtung verstanden wird, die durch planmäßige und methodische 
Unterweisung eines größeren Personenkreises in einer Mehrzahl 
allgemeinbildender oder berufsbildender Fächer bestimmte allge­
meine Bildungs- -und Erziehungsziele zu verwirklichen bestimmt 
ist und demgemäß nach Sprachsinn und allgemeiner Auffassung auch 
als Schule angesehen wird (vgl. Maunz-Dürig-Herzog, Kommentar zum 
Grundgesetz, 4. Aufl., Art. 7 Rdnr. 9 mit weiteren Nachweisen, 
auch Wolff, H.J., Verwaltungsrecht, 3- Aufl., Bd. II, S. 365)« 
Hiervon sind offensichtlich auch die Tarifvertragsparteien aus­
gegangen. Dafür spricht einmal der enge Bezug von Nr. 5 der Vor­
bemerkungen zu allen Vergütungsgruppen der Anlage 1 a zum gekün­
digten BAT zur Lehrerbesoldung der Bundesländer sowie der Umstand,
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daß die Tarifvertragsparteien Tätigkeiten, wie sie der Kläger 
ausübt, nicht als solche einer "Lehrkraft”, sondern abweichend 
von diesem Begriff als "Unterrichtstätigkeit" bezeichnen (vgl. 
die Tätigkeitsmerkmale in Teil III C Abs. V im Tarifvertrag zur 
Änderung von Eingruppierungstarifverträgen für Angestellte des 
Bundes und zur Ergänzung der Anlage 1 a zum BAT vom 25» März 1966 
für Angestellte des Flugsicherungsdienstes bei der Bundesanstalt 
für Flugsicherung). Außerdem ist in diesem Zusammenhang zu be­
rücksichtigen, daß andernfalls entgegen den erkennbaren Absich­
ten der Tarifvertragsparteien über den Rahmen der eigentlichen 
Lehrer hinaus ein weiter und kaum abgrenzbarer Kreis von Ange­
stellten von der Geltung der inzwischen außer Kraft getretenen 
Anlage 1 a zum BAT mit ihren ansonsten alle Verwaltungs­
bereiche erschöpfend erfassenden Tätigkeitsmerkmalen Hausge- 
schlossen wäre.

Entgegen der Auffassung beider Vorinstanzen und beider 
Parteien fällt daher der Kläger nicht unter die Nr. 5 der Vor­
bemerkungen zu allen Vergütungsgruppen, da er nicht im Rahmen 
eines Schulbetriebes allgemeinbildende bzw. berufsbildende 
Kenntnisse oder Fertigkeiten vermittelt, was sich auch aus den 
Feststellungen des Landesarbeitsgerichts über die Einzelheiten 
der Tätigkeit des Klägers ergibt. Die Revision weist in diesem 
Zusammenhang auch zutreffend darauf hin, daß die Technische 
Schule der Bundesluftwaffe in K zwar den Namen "Schule"
führt, jedoch aus den dargelegten Gründen weder nach dem all­
gemeinen Sprachsinn noch nach der allgemeinen Auffassung als 
"Schule" angesehen wird, weil dort bereits in ihrem Beruf 
tätige Soldaten, Beamte und Angestellte innerhalb des öffent­
lichen Dienstes, d.h. verwaltungsintern, fortgebildet oder auf 
Spezialgebieten weitergebildet werden.

Entgegen seiner Meinung finden auf den Kläger jedoch nicht 
die Tätigkeitsmerkmale für Angestellte im Unterrichtsdienst 
in Teil III C Abs. V des zuvor bezeichneten Tarifvertrages vom 
25« März 1966 Anwendung. Zwar sind darin Tätigkeiten im Unter- 
richtsdienst wie die vom Kläger verrichteten näher geregelt.
Diese inzwischen außer Kraft getretenen tariflichen Bestimmungen 
galten jedoch ausschließlich für entsprechende Angestellte bei
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der dem Bundesverkehrsministerium und nicht dem Bundesverteidi­
gungsministerium unterstehenden Bundesanstalt für Flugsicherung, 
hei der der Kläger unstreitig niemals tätig war. Es ist daher 
auch entgegen der Auffassung des Klägers für die Entscheidung 
des vorliegenden Palles unbeachtlich, warum diese Tätigkeits­
merkmale in spätere Tarifwerke (Tarifvertrag zur Änderung und 
Ergänzung des Teiles III Abschnitt C der Anlage 1 a zum BAT für 
Angestellte des Flugsicherungsdienstes bei der Bundesanstalt 
für Flugsicherung vom 30. Juli 1969) nicht mehr aufgenommen wor­
den sind.

Aber auch aus dem Tarifvertrag zur Änderung und Ergänzung 
des Teiles III der Anlage 1 a zum BAT für Angestellte des mili­
tärischen Flugsicherungsdienstes und Angestellte im Wachdienst 
im Bereiche des Bundesministers der Verteidigung sowie an deî  
Hundeschule der Bundeswehr vom 18. November 1969 kann der Kläger 
keine Rechte herleiten, denn dieser enthält lediglich Tätigkeits­
merkmale für die Angestellten im Flugverkehrskontrolldienst, 
im Flugsicherungsberatungsdienst sowie im flugsicherungstechni­
schen Dienst, jedoch nicht solche für Angestellte im Unterrichts­
dienst, die es im Bereiche des militärischen Flugsicherungs­
dienstes ohnehin niemals gegeben hat.

Da es mithin an speziellen Tätigkeitsmerkmalen fehlt, sind 
auf den Kläger sinngemäß die jeweils ersten Fallgruppen für tech­
nische Angestellte der als Tarif außer Kraft getretenen, mit 
ihren Rechtsnormen gemäß § 4 Abs. 5 TVG nachwirkenden Anlage 1 a 
zum ebenfalls außer Kraft getretenen BAT, dessen Rechtsnormen 
gleichfalls gemäß der zuvor zitierten Gesetzesvorschrift nach­
wirken, anzuwenden. Dabei ist mit dem Landesarbeitsgericht davon 
auszugehen, daß der Kläger eine Tätigkeit verrichtet, die in 
erster Linie technische Fachkenntnisse erfordert und die nach 
ihrer Art, ihrer Zweckbestimmung und der Zielsetzung der "Schule", 
an der er tätig ist, eindeutig technischen Charakter hat und 
demgemäß nicht etwa als allgemeine Verwaltungstätigkeit recht­
lich qualifizierbar ist (vgl. Urteile des Senats vom 11. Dezem­
ber 1974 - 4 AZR 91/74 [demnächst] AP Nr. 82 zu §§ 22, 23 BAT, 
18. September 1974- - 4- AZR 566/73 -» [demnächst] AP Nr. 80 zu 
§§ 22, 23 BAT und 28. August 1974 - 4 AZR 446/73 [demnächst]
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AP Nr. 79 zu §§ 22, 23 BAT, auch BAG AP Nr. 1 zu §§ 22 MTB II 
SV 2 a). Hierfür spricht auch, daß die Beklagte seihst den 
Kläger als technischen Angestellten behandelt hat, indem sie 
ihm z.B. die Technikerzulage hat zahlen lassen, außerdem der 
Umstand, daß die Beklagte allgemein ihren technischen Ange­
stellten auch entsprechende Weiterbildungsaufgaben zu über­
tragen pflegt (vgl. Nr. 6 der Dienstanweisung für Betriebs­
ingenieure der Bundeswehr vom 8. Mai 1972).

Das Landesarbeitsgericht wird daher nunmehr, äe nach den 
Umständen mit sachverständiger Hilfe (§ 144 ZPO), zu prüfen 
haben, ob und inwieweit der Kläger die aufeinander aufbauenden 
Tätigkeitsmerkmale der Vergütungsgruppe V a (Pallgruppe 1),
IV b (Pallgruppe 21), IV a (Pallgruppe 10) und III BAT (Pall­
gruppe 2) in der am 31. Dezember 1969 geltenden Passt^ng erfüllt 
(vgl. BAG AP Nr. 66 und 43 zu §§ 22, 23 BAT, auch BAG 23, 247 = 
AP Nr. 30 zu §§ 22, 23 BAT). Dabei sind bei der rechtlichen 
Bewertung der Tätigkeit des Klägers auch die erforderlichen 
Kenntnisse nichttechnischer Art mitzuberücksichtigen, z.B. etwa 
die für die Ausübung seiner Aufgaben benötigten Kenntnisse in 
Fremdsprachen und auf dem Gebiete der Pädagogik (vgl. BAG AP 
Nr. 48 und 49 zu §§ 22, 23 BAT, auch BAG AP Nr. 72 zu §§ 22, 23 
BAT, zur Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung vorgesehen). 
Derartige Fachkenntnisse sind nämlich grundsätzlich zur Quali­
fizierung der Tätigkeit des Klägers geeignet. Dabei wird das 
Landesarbeitsgericht noch nach § 139 ZPO aufzuklären haben, ob 
und welche fremdsprachlichen Kenntnisse der Kläger bei seiner 
Unterrichtserteilung benötigt. Hingegen kann der Kläger nach 
den tariflichen Bestimmungen über den Bewährungsaufstieg keine 
Vergütung nach der VergGr. III BAT beanspruchen, da dies die 
Tätigkeitsmerkmale nicht vorsehen.

Zwar hätte, da im hier entscheidenden Zeitraum die Normen 
der Anlage 1 a zum BAT nur mit den Rechtswirkungen des § 4 
Abs. 5 TVG zwischen den Parteien galten, zwischen ihnen wirksam 
auch eine andere Vergütungsabrede getroffen werden können, so 
z.B. durch einzelvertragliche Vereinbarung der Gültigkeit der 
Richtlinien der Tarifgerneinschaft Deutscher Länder für die
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Vergütung eingestellter Lehrer vom 25« Juni 1970. Eine dement­
sprechende Vereinbarung ist aber unstreitig zwischen den Prozeß­
parteien niemals getroffen worden, wie schon das Arbeitsgericht 
ausdrücklich festgestellt hat. Dem steht nicht entgegen, daß die 
Beklagte den Kläger einmal nach diesen Richtlinien außertariflich 
"höhergruppiert" hat. Auch ist der Arbeitsvertrag der Parteien 
nicht dahin auszulegen, daß neben den Tarifnormen des öffentlichen 
Dienstes auch die zuvor bezeichneten Richtlinien Vertragsinhalt 
hätten werden sollen; dazu hätte es vielmehr einer zweifelsfreien und 
ausdrücklichen Vereinbarung dieses Inhalts im Interesse der Rechts­
klarheit und Rechtssicherheit bedurft. Auch sind nach den Fest­
stellungen des Landesarbeitsgerichts niemals irgendwelche Erlasse 
des Bundesverteidigungsministeriums zum Vertragsinhalt gemacht 
worden, die ohnehin für sich allein keine Rechte und Pflichten 
in Arbeitsverhältnissen zu begründen vermögen (vgl. Urteile des 
Senats vom 28. August 1974- - 4- AZR 4-76/73 -, [demnächst] AP Nr. 1 
zu § 4-8 TV AL II und 34. Januar 1973 - 4- AZR 258/72 -, [demnächst]
AP Nr. 4- zu §§ 22, 23 BAT Lehrer; auch BAG 23, 83 [90] = AP Nr. 2 
zu §§ 22, 23 BAT Lehrer; BAG 23, 34-3 [350] = AP Nr. 13 zu § 322 
ZPO, auch Urteil des Senats vom 29« Januar 1975 - 4- AZR 196/74- -, 
zur Veröffentlichung im Nachschlagewerk vorgesehen). Auch hierauf 
weist das Landesarbeitsgericht zutreffend hin.

Andererseits kann sich der Kläger nicht darauf berufen, wie 
Beamte mit vergleichbarer Tätigkeit bei der zivilen Flugsicherung 
besoldet werden (vgl. Urteil des Senats vom 11. Dezember 1974- 
- 4- AZR 94/74- -, [demnächst] AP Nr. 82 zu §§ 22, 23 BAT, im An­
schluß an BAG AP Nr. 60, 38 und 49 zu §§ 22, 23 BAT). Auch kann 
entgegen der Auffassung des Klägers nicht darauf abgestellt werden, 
wie seine Schüler nach Ablegung der Prüfung vergütet werden, denn 
darauf stellen die allein maßgeblichen Tätigkeitsmerkmale der als 
Tarif außer Kraft getretenen Anlage 1 a zum BAT nicht ab. Aus den 
zuvor dargelegten Gründen liegt auch im Gegensatz zur Auffassung 
des Klägers keine durch die Gerichte zu schließende Lücke vor.
Die Voraussetzungen eines Verstoßes gegen den Gleichbehandlungs­
grundsatz hat der Kläger, wie auch das Landesarbeitsgericht mit 
Recht annimmt, nicht vorgetragen, wobei er sich ohnehin auch hier­
bei nicht auf die Besoldung vergleichbarer Beamter beziehen kann.
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Das Landesarbeitsgericht wird auch über die in der Revi­
sionsinstanz entstandenen Kosten mitzuentscheiden haben.

Entgegen der Anregung der Revision ist kein Anlaß ersicht­
lich, den Rechtsstreit gemäß § 565 Abs. 1 Satz 2 ZPO an eine 
andere Kammer des Landesarbeitsgerichts zurückzuverweisen.

Zugleich für den erkrankten Vorsitzenden Richter Dr. Poelmann 
und den in Urlaub befindlichen Richter Dr. Neumann, die an 
der Unterschriftsleistung verhindert sind,

gez. Dr. Peiler

Willems Dr. Babel
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